
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Oliver Luksic, Frank Sitta,
Bernd Reuther, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/20191 –

Verkehrsverstöße und Bußgelder im Straßenverkehr

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die am 28. April 2020 in Kraft getretene Novelle der Straßenverkehrsordnung 
(StVO) verändert zum Teil das Strafmaß und die Systematik im Umgang mit 
Verkehrsverstößen. Viele der getroffenen Änderungen im Rahmen der Novelle 
waren auch aus Sicht der Fragesteller notwendig und sinnvoll, etwa um beste-
hende Rechtsprechung zu untermauern. Einige Teilaspekte, etwa bei Halte- 
und Parkverstößen oder Geschwindigkeitsüberschreitungen, sind allerdings 
umstritten (https://www.n-tv.de/auto/Neuer-Bussgeldkatalog-ist-voellig-ueber
zogen-article21744728.html).

Nach den Anpassungen des Bußgeldkatalogs in den Jahren 2009, 2014 und 
2017 erfolgt so die vierte Verschärfung der bestehenden Sanktionen in knapp 
einem Jahrzehnt. Bußgelder für Halte- und Parkverstöße wurden zum Teil ver-
doppelt, die Vergabe von Punkten im Fahreignungsregister für Vergehen beim 
Halten und Parken ermöglicht und die Anforderungen für die Erteilung von 
Fahrverboten bei Geschwindigkeitsüberschreitungen gesenkt. Im letztgenann-
ten Fall sieht die Novelle innerorts bereits ab 21 km/h statt ab 31 km/h, außer-
orts ab 26 km/h statt ab 41 km/h ein Fahrverbot von einem Monat vor. Ein sol-
ches Fahrverbot wurde vor dem 28. April 2020 nur ausgesprochen, wenn eine 
Geschwindigkeitsüberschreitung von 26 km/h oder mehr zweimal innerhalb 
eines Jahres stattfand, es sich also um eine Wiederholungstat handelte.

Die Auswirkung dieser Maßnahmen auf die Bußgeldeinnahmen, auf die An-
zahl der erfassten Punkte im Fahreignungsregister sowie auf die Anzahl der 
erteilten Fahrverbote wird nach Ansicht des Fragestellers groß sein. Eine 
Schätzung der bayerischen Staatsregierung etwa nimmt an, dass die Zahl der 
Fahrverbote aufgrund von Geschwindigkeitsüberschreitungen zwischen 21 
und 40 km/h innerorts und 26 und 40 km/h außerorts auf rund 150 000 allein 
im Freistaat Bayern anwachsen könnte. Auf die gesamte Bundesrepublik 
Deutschland bezogen droht die StVO-Novelle so zu einer Führerscheinfalle zu 
werden.
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 1. Wie viele Verkehrsverstöße wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
jeweils in den Jahren 2018, 2019 sowie im ersten Quartal 2020 erfasst 
(bitte in absoluten Zahlen und insgesamt sowie nach Bundesländern auf-
schlüsseln)?

 2. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus der Entwicklung über 
die vergangenen Jahre (siehe Frage 1)?

Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die Überwachung und Verfolgung von Verkehrsverstößen obliegt nach der 
Kompetenzverteilung des Grundgesetzes (Artikel 83 und 84 GG) ausschließ-
lich den Ländern. Daher erfolgt keine bundesweite Erfassung aller festgestell-
ten Verkehrsverstöße.
Auch im zentral beim Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA) geführten Fahreignungs-
register (FAER) wird nur ein fahreignungsrechtlich relevanter Ausschnitt der 
festgestellten Verkehrsverstöße erfasst: Es werden nur die Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten gespeichert, die in Anlage 13 der Fahrerlaubnisverordnung 
(FeV) aufgeführt sind und gemessen an der Sanktion eine gewisse Erheblich-
keitsschwelle erreichen. Darüber hinaus finden Verstöße nur Eingang in das 
FAER, wenn Fahrerlaubnismaßnahmen (z. B. Entziehung der Fahrerlaubnis, 
Fahrverbot) ergriffen wurden. Dagegen werden insbesondere die zahlreichen 
geringfügigen Verkehrsverstöße im Verwarnungsbereich nicht im FAER erfasst. 
Im Übrigen liegen der Bundesregierung keine eigenen Informationen vor.

 3. Wie viele Punkte im Fahreignungsregister wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung jeweils in den Jahren 2018, 2019 sowie im ersten Quar-
tal 2020 erfasst (bitte insgesamt sowie nach Bundesländern aufschlüs-
seln)?

Die Statistik über Verkehrsauffälligkeiten des KBA wird als Jahresstatistik ge-
führt. Deshalb stehen Ergebnisse des laufenden Jahres 2020 hieraus noch nicht 
zur Verfügung. Angesichts einer technischen Umstellung im FAER können 
Auswertungen für das Berichtsjahr 2019 erst im vierten Quartal 2020 zur Ver-
fügung gestellt werden. Die Angabe „Bundesland“ wird über das Sitzland der 
Behörde ermittelt, die den Verkehrsverstoß an das FAER übermittelt hat.
Anlage 1 zeigt die Zahl der Eintragungen von Verkehrsverstößen nach Bundes-
ländern und nach Schwere der Zuwiderhandlung in Punkten für das Berichts-
jahr 2018.

 4. Wie viele Personen hatten nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils in 
den Jahren 2018, 2019 sowie im ersten Quartal 2020 Punkte im Fahreig-
nungsregister (bitte insgesamt sowie nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Anlage 2 gibt die Zahl der am 1. Januar der Berichtsjahre 2018 und 2019 im 
FAER eingetragenen Personen nach Bundesland wieder.
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 5. Wie war der durchschnittliche Punktestand im Fahreignungsregister pro 
Person nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils in den Jahren 2018, 
2019 sowie im ersten Quartal 2020 erfasst (bitte insgesamt sowie nach 
Bundesländern aufschlüsseln)?

11. Was war der höchste erreichte Punktestand im Fahreignungsregister 
durch eine Person nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils in den 
Jahren 2018, 2019 sowie im ersten Quartal 2020 (bitte insgesamt sowie 
nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Die Fragen 5 und 11 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die amtliche Berechnung des Punktestandes obliegt den nach Landesrecht zu-
ständigen Fahrerlaubnisbehörden.

 6. Wie viele Personen verloren aufgrund von acht oder mehr erreichten 
Punkten im Fahreignungsregister nach Kenntnis der Bundesregierung je-
weils in den Jahren 2018, 2019 sowie im ersten Quartal 2020 ihre Fahr-
erlaubnis (bitte insgesamt sowie nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Im Jahr 2018 wurden 4.173 unanfechtbare Entziehungen auf Grund des Errei-
chens von acht oder mehr Punkten im FAER registriert, 2019 waren es 4.244 
unanfechtbare Entziehungen. Anlage 3 (für 2018) und Anlage 4 (für 2019) 
schlüsseln diese Zahlen nach Bundesländern auf.

 7. Wie viele der Punkte im Fahreignungsregister entfielen jeweils auf die 
folgenden Verkehrsteilnehmer (bitte insgesamt sowie nach Bundeslän-
dern aufschlüsseln)

a) Pkw,

b) Lkw,

c) Fahrrad,

d) Fußgänger?

Die Fragen 7 bis 7d werden gemeinsam beantwortet.
Eine Analyse der Verkehrsbeteiligung hat sich seit dem Berichtsjahr 2017 als 
zu unsicher herausgestellt, um valide Angaben zu ausgewählten Arten der Ver-
kehrsbeteiligung (Pkw, Lkw, Fahrrad und Fußgänger) bei Verstößen zu machen, 
zumal derselbe Verkehrsteilnehmer Eintragungen mit unterschiedlichen Ver-
kehrsmitteln aufweisen kann.

 8. Wie viele Personen erhielten nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils 
in den Jahren 2018, 2019 sowie im ersten Quartal 2020 Fahrverbote über 
jeweils einen, zwei oder drei Monate (bitte insgesamt sowie nach Bun-
desländern aufschlüsseln)?

Anlage 5 weist die Zahl der in den Jahren 2018 und 2019 im FAER registrier-
ten Fahrverbote nach Dauer des Fahrverbots und Bundesland aus.
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 9. Wie vielen Personen wurde nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils 
in den Jahren 2018, 2019 sowie im ersten Quartal 2020 der Führerschein 
entzogen, und aus welchen Gründen (bitte nach Gründen und insgesamt 
sowie nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Anlage 6 gibt die Gesamtzahl der in den Jahren 2018 und 2019 im FAER re-
gistrierten gerichtlichen und fahrerlaubnisbehördlichen Fahrerlaubnisentziehun-
gen nach Bundesländern an. Anlage 6a differenziert die gerichtlichen Entzie-
hungen, Anlage 7 differenziert die fahrerlaubnisbehördlichen Entziehungen 
weiter aus; sie weisen die Zahl der in den Jahren 2018 und 2019 registrierten 
jeweiligen Entziehungen nach Straftaten bzw. Gründen und Bundesland aus. 
Da auf einer Mitteilung bis zu zehn Straftaten bzw. vier Gründe angegeben 
werden können, kann die Anzahl der Straftaten bzw. Gründe von der Anzahl 
der Entziehungen je Land abweichen.

 10. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils 
in den Jahren 2018, 2019 sowie im ersten Quartal 2020 an einer 
Medizinisch-Psychologische Untersuchung (MPU) teilgenommen, und 
wie viele haben diese bestanden (bitte insgesamt sowie nach Bundes-
ländern aufschlüsseln)?

Im Jahr 2018 wurden insgesamt über alle Anlassgruppen 87.088 Personen 
medizinisch-psychologisch untersucht, von denen 50.162 (57,6 %) positiv be-
urteilt wurden. Im Jahr 2019 wurden insgesamt 86.177 Personen untersucht, 
von denen 49.207 (57,1 %) positiv beurteilt wurden. Detaillierte Ausführungen 
können den jeweiligen Pressemitteilungen der Bundesanstalt für Straßenwesen 
(BASt) zur Begutachtung der Fahreignung entnommen werden.
Zahlen für das erste Quartal 2020 liegen der Bundesregierung nicht vor. Eine 
Aufschlüsselung nach Bundesländern ist nicht möglich.

12. Wie hoch waren die Bußgeldeinnahmen aufgrund von Verkehrsverstößen 
nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils in den Jahren 2018, 2019 so-
wie im ersten Quartal 2020 erfasst (bitte insgesamt sowie nach Bundes-
ländern aufschlüsseln)?

Die Bundesregierung verfügt über keine Informationen bezüglich der Bußgeld-
einnahmen durch die jeweils zuständigen Landesbehörden.

13. Welche Auswirkungen hat die Corona-Pandemie beziehungsweise haben 
ihre Auswirkungen auf das öffentliche Leben und den Verkehr in 
Deutschland nach Einschätzung der Bundesregierung auf die Verkehrssi-
cherheit in Deutschland, etwa im Hinblick auf die Anzahl von Verkehrs-
verstößen?

a) Liegen der Bundesregierung diesbezüglich Statistiken und/oder Stu-
dien vor, und welche Aussage treffen diese?

b) Rechnet die Bundesregierung mit langfristigen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie auf die Verkehrssicherheit in Deutschland?

Die Fragen 13 bis 13b werden gemeinsam beantwortet.
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Verkehrssicherheit können derzeit 
noch nicht abgeschätzt werden. Erste vorläufige Unfallzahlen des Statistischen 
Bundesamtes liegen bis April 2020 vor. Um Rückschlüsse ziehen zu können, 
müssen die Unfalldaten detailliert ausgewertet werden, was zu diesem Zeit-
punkt noch nicht erfolgen kann. Zudem ist die weitere Entwicklung der Pande-
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mie in diesem Jahr nicht abzuschätzen. Im Übrigen liegen der Bundesregierung 
keine eigenen Informationen vor.

14. Welche Auswirkungen wird die seit dem 28. April 2020 in Kraft getrete-
ne StVO-Novelle nach Einschätzung der Bundesregierung haben, insbe-
sondere im Hinblick auf die Anzahl der Verkehrsverstöße und auf die 
Bußgeldeinnahmen?

Die am 28. April 2020 in Kraft getretene StVO-Novelle vom 20. April 2020 
beinhaltet zahlreiche Änderungen zur Steigerung der Sicherheit und Attraktivi-
tät des Radverkehrs sowie zur Umsetzung des Carsharinggesetzes.
Die neuen Regeln stärken insbesondere die schwächeren Verkehrsteilnehmer, 
wie z. B. Radfahrende: unter anderem durch Einführung eines Mindestabstan-
des beim Überholen Radfahrender durch Kraftfahrzeuge, durch die generelle 
Anordnung von Schrittgeschwindigkeit für rechtsabbiegende Kraftfahrzeuge 
über 3,5 t innerorts sowie durch Einführung eines Haltverbots auf Schutzstrei-
fen für den Radverkehr. Im Übrigen liegen der Bundesregierung keine eigenen 
Informationen vor.

15. Wie viele Verkehrsverstöße mit Geschwindigkeitsüberschreitungen zwi-
schen 26 und 30 km/h innerorts sowie zwischen 26 und 40 km/h außer-
orts wurden nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils in den Jahren 
2018, 2019 sowie im ersten Quartal 2020 erfasst (bitte insgesamt sowie 
nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Anlage 8 weist die Zahl der in den Jahren 2018 und 2019 registrierten Ge-
schwindigkeitsverstöße nach Ortslage (inner- bzw. außerorts) und Bundesland 
aus.

16. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung in Bezug auf die öffentlichen 
Äußerungen des Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Andreas Scheuer vom 14. Mai 2020 bezüglich einer Überarbeitung der 
StVO-Novelle (https://www.n-tv.de/politik/Scheuer-will-Strafen-fuer-Ra
ser-abmildern-article21782119.html)?

a) Gibt es bereits einen Plan des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitale Infrastruktur bezüglich einer Überarbeitung der StVO-
Novelle, und wenn ja, was beinhaltet dieser?

b) Besteht bereits ein Zeitplan, und wenn ja, wie lautet dieser (bitte auf-
schlüsseln)?

c) Gab es bereits Gespräche zwischen Bund und Ländern bezüglich ei-
ner Überarbeitung der StVO-Novelle, und wenn ja, mit wem, wann, 
und mit welchem Ergebnis?

d) Rechnet die Bundesregierung mit einer Anpassung der StVO-
Novelle vom 28. April 2020 im Hinblick auf die von Bundesver-
kehrsminister Andreas Scheuer genannten Teilaspekte der Novelle?

Die Fragen 16 bis 16d werden gemeinsam beantwortet.
Die StVO-Novelle vom 20. April 2020 enthielt zu Beginn des Rechtsetzungs-
verfahrens Anhebungen der Geldbußen vorwiegend zum Schutz von Radfahr-
enden, ferner zur Rettungsgasse und zu Parkverstößen auf privilegierten Park-
plätzen von Schwerbehinderten, auf Carsharing-Parkplätzen oder solchen für e-
lektrisch betriebene Fahrzeuge. Dazu gehören jeweils auch Anpassungen des 
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Bußgeldkatalogs. Die Länder haben über den Bundesrat eine deutliche Auswei-
tung der Bußgeldtatbestände vorgenommen.
Derzeit wird geprüft, wie das gemeinsame Ziel, den Verkehr sicherer zu ma-
chen, und zugleich die Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern und die 
Stimmigkeit des Sanktionssystems im Ganzen, wieder gewährleistet werden. 
Der Bund hat die Länder aufgefordert, den bis zum 27.04.2020 geltenden Buß-
geldkatalog ab sofort wieder anzuwenden. Für bislang geahndete Fälle wird an 
einer bundeseinheitlichen Lösung gearbeitet. Die Bundesregierung macht 
schnellstens einen ausgewogenen Vorschlag, ein faires Angebot an die Länder 
für Verkehrssicherheit und Verhältnismäßigkeit.
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